
 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
Newsletter, 30.09.2020 
 
 
 
 

Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket 

hier: persönliche Schulbedarfe für asylsuchende und geduldete 

Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene 
 

 

Gem. § 3 Abs. 4 Asylbewerberleistungsgesetz sind Bedarfe für Bildung und Teilhabe 

am sozialen und kulturellen Leben bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen 

zusätzlich zu den Grundleistungen nach dem AsylblG entsprechend den §§ 34, 34a 

und 34b SGB XII von den Sozialämtern zu bezahlen. 

Neben anderen Leistungen (z.B. für Klassenfahrten, Mittagsverpflegung) werden 
insbesondere Leistungen für den persönlichen Schulbedarf, also z.B. Ranzen, Stifte, 
Hefte, Zirkel, Taschenrechner, Malutensilien, Turnschuhe usw. gewährt. 

§ 34 Abs, 3 Satz 1 SGB XII regelt hier: Bedarfe für die Ausstattung mit persönlichem 
Schulbedarf werden bei Schülerinnen und Schülern für den Monat, in dem der erste 
Schultag eines Schuljahres liegt, in Höhe von 100 Euro und für den Monat, in 
dem das zweite Schulhalbjahr eines Schuljahres beginnt, in Höhe von 50 Euro 
anerkannt.  

Für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die zur Schule gehen, bedeutet dies, 

dass sie im September mit Beginn der ersten Schulhalbjahres 100,-- € zusätzlich zu 

den Grundleistungen und mit Beginn des zweiten Schulhalbjahres noch einmal 50,-- € 

zusätzlich erhalten müssen. 

Kinder sind alle Leistungsberechtigten bis zum 14. Lebensjahr, Jugendliche sind alle 

Leistungsberechtigten bis zum 18. Lebensjahr, junge Erwachsene können alle bis zur 

Vollendung des 25. Lebensjahres sein (teilweise wird auch vertreten bis zum 27. 

Lebensjahr). 

Achtung: Bei Schüler*innen im Analogleistungsbezug (also nach 18 Monaten 

Aufenthalt) gibt es keine Altersbeschränkungen, die Leistungen können also auch noch 

von Älteren geltend gemacht werden, die zur Schule gehen. 

 

Voraussetzung ist der Besuch einer allgemein-  oder berufsbildenden Schule, gemeint 

sind also alle Schulen, die auf einen Schul- oder beruflichen Abschluss hinzielen 

(Grundschulen, Mittelschulen, Realschulen, Gymnasien usw.), aber auch die BIK-

Klassen an den Berufsschulen und die Berufsfachschulen oder z.B. auch die VHS- 
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oder bfz-Kurse, soweit sie (zumindest auch) auf einen Schulabschluss (also 

wenigstens den einfachen Mittelschulabschluss) hinzielen und die 

Berufsgrundbildungsjahre BGJ und Einstiegsqualifizierungen EQ (soweit diese auch in 

einer Schule stattfinden). 

 

Soweit uns bekannt ist, werden diese Leistungen bei SGB II- und SGB XII-

Berechtigten von den Jobcentern und Sozialämtern automatisch für alle 

Schüler*innen mit den Grundleistungen überwiesen. 

 

Für Asylsuchende und Geduldete scheint das nicht der Fall zu sein. Jedenfalls 

wurde uns bereits aus zwei bayerischen Landkreisen gemeldet, dass das 

Sozialamt, wenn diese Leistungen beantragt werden, die Vorlage von Belegen 

verlangt, ansonsten werden die Beträge nicht ausbezahlt. 

 

Dabei wird wohl (rassistisch) unterstellt, die Geflüchteten würden das Geld nicht für 

Schulsachen, sondern für anderes ausgeben… 

 

Bei diesen Beträgen handelt es sich allerdings um Pauschalen. Der Gesetzgeber hat 

sicher nicht gewünscht, dass die Sozialämter jede Quittung für einen Bleistift oder 

Malblock prüfen. Außerdem muss man nicht in Vorleistung gehen, um die Pauschalen 

zu erhalten. 

 

Wir gehen davon aus, dass sehr viele Kinder, Jugendliche und Erwachsene, die 

leistungsberechtigt nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sind, diese Beträge 

nicht erhalten, entweder weil sie gar nicht beantragt werden oder weil die 

Sozialämter tatsächlich in vielen Fällen rechtswidrig die Vorlage von Belegen 

verlangen. 

 

Wir vermuten auch, dass die Schulbedarfe in den Ankerzentren nicht bezahlt 

werden, obwohl die Kinder dort Schulunterricht erhalten. 

 

Wir möchten diese rechtswidrige Praxis nicht weiter tolerieren. Wenn Sie 

Leistungsberechtigte beraten, gehen Sie bitte wie folgt vor: 

 

Stellen Sie beim Sozialamt einen schriftlichen Antrag auf Auszahlung der Beträge – 

wenn dies bis jetzt noch nicht erfolgt ist, möglichst bald, weil das Schulhalbjahr schon 

am 08.09.2020 begonnen hat. 

 

Verlangen Sie die Auszahlung in den nächsten beiden Wochen – weil das Geld jetzt 

benötigt wird, nicht irgendwann im Laufe des Schuljahres. 

 

Drohen Sie mit der Beantragung einer einstweiligen Anordnung beim Sozialgericht, 

wenn die Zahlung nicht in den nächsten beiden Wochen erfolgt. 

 

Bestehen Sie auf einem schriftlichen Bescheid, falls der Antrag abgelehnt werden soll. 
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Wenn der Antrag abgelehnt wird (weil z.B. rechtswidrig Belege verlangt werden) 

oder binnen zwei Wochen nicht bearbeitet wird, reichen Sie bitte folgende 

Unterlagen vollständig und in einer Übersendung hier ein, wenn eine anwaltliche 

Vertretung gewünscht wird: 

 

 Kopie von Duldung oder Aufenthaltsgestattung (Kinder und Eltern) 

 Kopie des letzten Sozialleistungsbescheides AsylbLG 

 Kopie des Antrages auf Bezahlung des Schulbedarfs 

 Ablehnungsbescheid (oder Mitteilung über Untätigkeit nach abgelaufener 2-

Wochen-Frist) 

 ausgefüllter Mandant*innenfragebogen (im Anhang) 

 unterzeichnete Vollmacht (bei Minderjährigen von den gesetzlichen 

Vertreter*innen, ggfls. beiden Elternteilen) (im Anhang) 

 ausgefüllte und unterzeichnete Erklärung über die persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnisse für den Prozesskostenhilfeantrag (im Anhang) 

 

Bitte schicken Sie uns alle Unterlagen mit der Post oder per e-mail (dann aber 

eingescannt in einer EINZIGEN pdf-Datei – bitte nicht alle Seiten einzeln 

einscannen) an 

 

Kanzlei Haubner & Schank, Unterer Sand 15, 94032 Passau 

info@haubner-schank.de 

 

Wir übernehmen Mandate bayernweit. 

 

 

Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass wir die Mandate nicht annehmen, wenn die 

Unterlagen nicht vollständig sind, unser Büro hat leider keine Kapazitäten, fehlenden 

Unterlagen ständig hinterherzulaufen. 

 

 

Wir werden die Ablehnungen nach Eingang der Unterlagen hier prüfen und ggfls. 

Anträge auf einstweilige Anordnungen beim Sozialgericht stellen bzw. Widerspruch 

gegen den ablehnenden Bescheid. 

 

Wir gehen davon aus, dass in den Verfahren Prozesskostenhilfe gewährt wird und 

fordern deshalb keine Vorschüsse an. 

 

 

Bitte sehen Sie von Anfragen zu anderen Leistungen aus dem Bildungs- und 

Teilhabepaket ab. Wir können hier nur die e-mails bearbeiten, die sich auf den 

persönlichen Schulbedarf beziehen. Für andere Fragen wenden Sie sich bitte an 

Ihre beratenden Rechtsanwält*innen vor Ort. 

 



- 4 - 

 

 

 

 

 

 

 

 

Damit wir einen besseren Überblick bekommen und für die politische Arbeit 

bitten wir hiermit die Asylsozialberater*innen und Ehrenamtlichen in allen 

bayerischen Landkreisen/Städten uns kurz per e-mail mitzuteilen, wo die 

Schulbedarfe unproblematisch ausgezahlt werden und wo es Probleme 

(welche?) gibt. Bitte schicken Sie eine kurze mail mit einer Information aus Ihrem 

Landkreis/Ihrer Stadt an 

 

petra.haubner@haubner-schank.de 

 

 

 


